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PRESSEMITTEILUNG des ALV M-V vom 13. Juni 2016 

 
Arbeitslosenverband fordert engagiertere Landesregierung 
 
Auf seiner traditionellen Jahresklausurberatung am 9. und 10. Juni in Dümmer bei 

Schwerin hat sich der Arbeitslosenverband u.a. mit der Bekämpfung der 

Langzeitarbeitslosigkeit in M-V, mit der geplanten Umgestaltung der sozialen 

Beratungslandschaft, der Gesundheitsförderung für langzeitarbeitslose Frauen und Männer, 

dem politischen Programm der Alternative für Deutschland und den geplanten Änderungen 

sowie der aktuellen Rechtsprechung bei Hartz IV befasst. 

Gäste der Klausurberatung waren Frau Dr. Draheim aus dem Landesarbeitsministerium, 

Bernhard Seidl vom Paritätischen Landesverband sowie Rechtsanwalt Raik Pentzek von 

der bundesweit tätigen Kanzlei ETL, mit dem der ALV seit Jahren zusammenarbeitet.  

 

„Für die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit fordert der ALV von der künftigen 

Landesregierung mehr Initiativen. Die Umgestaltung der sozialen Beratungslandschaft 

sieht der ALV kritisch und warnt davor, diese zu überstürzen und ohne landeseinheitliche 

Standards auf den Weg zu bringen. Auch ist es wenig sinnvoll, eine wissenschaftliche 

Begleitung zum Modellversuch im Landkreis Vorpommern-Greifswald einzurichten, deren 

Ergebnisse aber nicht abzuwarten, bevor eine Ausweitung auf das Land erfolgt. Der ALV 

fordert die Landesregierung auf, die Möglichkeiten des Präventionsgesetzes für das 

Land endlich nutzbar zu machen. Streitigkeiten innerhalb  der Regierung und zwischen 

den Krankenkassen müssten schnellstmöglich ausgeräumt werden. Die AfD stellt aus 

Sicht des ALV M-V weder eine politische Alternative für Arbeitslose noch für 

Deutschland dar, das Landeswahlprogramm enthält keine Angebote für 

Langzeitarbeitslose. Die geplanten Änderungen an Hartz IV bringen keine Entlastung, 

sondern verschärfen die Probleme. Der ALV fordert die Landesregierung auf, der 

Ausweitung der Sanktionen nicht zuzustimmen“, fasst Böhm zusammen. 

V.i.S.d.P. Jörg Böhm, Landesvorsitzender, Tel. 0176 – 20 522 612 


